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Vorwort 

Die Sanierung sogenannter Altlasten wird auch in den kommenden Jahren 
ein erhebliches technisches und finanzielles Problem darstellen. Umso drän-
gender stellt sich die Frage, wer für die Sanierungskosten aufzukommen hat. 
Die damit verbundenen rechtlichen Fragen müssen zu einem großen Teil 
anhand des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts beantwortet werden, das 
dadurch wieder verstärkt in die Diskussion gerät. Eine dieser Fragen ist die 
nach dem Einfluß eines sich wandelnden naturwissenschaftlichen Erkenntnis-
standes auf die Bestimmung des polizeirechtlichen Verhaltensverantwortli-
chen. Ist die polizeirechtliche Inanspruchnahme desjenigen rechtlich zulässig, 
der nach dem seinerzeitigen Erkenntnisstand nicht erkennen konnte, daß sein 
Verhalten eine Gefahr verursachte? Auf diese Frage versucht die vorliegende 
Arbeit eine Antwort zu geben und gleichzeitig einen Beitrag zur Diskussion 
des polizeirechtlichen Verursacherbegriffs zu leisten. 

Die für die Drucklegung geringfügig überarbeitete Schrift hat im Winter-
semester 1988/89 dem Fachbereich Rechtswissenschaft der Universität Trier als 
Dissertation vorgelegen. Größten Dank schulde ich meinem verehrten Leh-
rer, Herrn Prof. Dr. Michael Kloepfer, der mich nicht nur zur Bearbeitung des 
Themas angeregt und das Entstehen der Arbeit mit stets fördernder Kritik 
begleitet hat, sondern von dem ich auch als sein wissenschaftlicher Mitarbeiter 
am Institut für Umwelt- und Technikrecht der Universität Trier in vielfacher 
Weise Förderung erfahren habe. Herrn Prof. Dr. Rüdiger Breuer danke ich 
für seine wichtigen Hinweise sowie für die Erstellung des Zweitgutachtens. 
Schließlich richtet sich mein Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Instituts für Umwelt- und Technikrecht der Universität Trier für ihre 
freundliche Kollegialität und ihre stetige Diskussionsbereitschaft. 

Gewidmet ist diese Arbeit meinen Eltern. 

Trier, Mai 1989 Der Verfasser 
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ERSTER TEIL 

Restriktionstendenzen bei der polizeirechtlichen 
Verhaltensverantwortlichkeit 

I. Einleitung 

1. Von der Unsicherheit der polizeirechtlichen Störerdogmatik 

Als sich 1976 die Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer zum letzten 
Mal mit einem polizeirechtlichen Thema befaßtet, fielen in der Diskussion 
harsche, ungewöhnlich deutliche Worte über die Qualität der polizeirechtli-
chen Störerdogmatik. Seimerz sprach von Topoi, die scheinbare Subsumtions-
fähigkeit vorgaukelten und nannte die polizeirechtlichen Zurechnungslehren 
"Leerformeln", Bachof benutzte die gleiche Bezeichnung unter Hinzufügung 
des Attributes "unbrauchbar" und auch in anderen Diskussionsbeiträgen 
wurde Kritik laut, die von "zu starr"4 bis "nicht befriedigend"5 ging. Ob die 
Vereinigung heute anders urteilen würde, muß dahin gestellt bleiben, jeden-
falls bleibt aber festzuhalten, daß die Probleme um den polizeirechtlichen 
Verursachungsbegriff durchaus noch nicht gelöst sind. Insbesondere führen 
Veränderungen, seien sie gesellschaftlicher, technischer oder anderer Natur, 
spielen sie sich in der Außenwelt oder im Bewußtsein ab, angesichtsder tatbe-
standliehen Vagheit der polizeilichen Generalklausel zu immer neuen Ausle-
gungsschwierigkeiten. 6 

2. Problemfeld "Altlasten" 

Ein Beispiel für diese Feststellung ist die Entdeckung der Altlastenproble-
matik, die einerseits dem allgemeinen Polizeirecht zu einer "Renaissance"? 
verholfen hat, auf der anderen Seite eine Fülle von Streitfragen hervorgekehrt 

I Der Schutz der Allgemeinheit und der individuellen Rechte durch die polizei- und 
ordnungsrechtlichen Handlungsvollmachten der Exekutive, VVDStRL 35 ( 1977), 172 ff. 

2 Selmer, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 35 (1977), 347, (348). 
3 Bachof, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 35 (1977), 348, (349). 
4 Friauf, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 35 (1977), 350. 
s Vogel, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 35 (1977), 351. 
6 Kowalzik, Der Schutz von privaten und individuellen Rechten im allgemeinen Poli-

zeirecht, S. 2. 
7 Breuer, JuS 1986, 359, (360); Papier, UTR 1, S. 59 f. 
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hat, wie man sie angesichts der Tradition des Polizeirechts und dessen wissen-
schaftlicher Durchdringung nicht erwartet hätte.s 

a) Begriff 

Angesichts dieser Feststellung erscheint es angebracht, den als "vieldeutig"9 
oder auch "schillernd"lO apostrophierten Begriff der "Altlasten" kurz zu 
beleuchten, der nach seiner Verwendung in der technischen und rechtswissen-
schaftliehen Diskussion auch in die Gesetzessprache Einzug zu halten be-
ginnt. II Als Altlasten bezeichnet werden verlassene und stillgelegte Ablage-
rungsplätze mit kommunalen und gewerblichen Abfällen (sog. Altablagerun-
gen), wilde Ablagerungen, Aufhatdungen und Verfüllungen mit Produktions-
rückständen, Bergematerial und Bauschutt, ebenso wie ehemalige Industrie-
standorte sowie korrodierte Leitungssysteme und defekte Abwasserkanäle, 
abgelagerte Kampfstoffe, unsachgemäß gelagerte Gefahrstoffe und andere 
Bodenverunreinigungen, derer aller gemeinsames Merkmal es ist, daß sie 
Umweltbeeinträchtigungen insbesondere durch den Eintrag von Schadstoffen 
in Boden und Wasser herbeiführen können.l2 Häufig zur Altlastendefinition 
herangezogen wird die etwas prägnantere Formulierung in einem Runderlaß 
des nordrhein-westfälischen Ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Altlasten sind demnach "Schadstoffanreicherungen in Boden und 
Grundwasser, die auf umweltgefährdende Nachwirkungen der industriellen 
Produktion und Nachwirkungen aus beiden Weltkriegen zurückgehen. "13 

b) Dimension des Problems 

Mag über die Definition des Begriffs Altlasten im einzelnen diskutiert wer-
den14, so dürfte doch unstrittig sein, daß die Sanierung von Altlasten neben 
den auftretenden technischen Schwierigkeiten15 ein beträchtliches finanzielles 

s Mit Recht stellt Kowalzik, Der Schutz von privaten und individuellen Rechten im 
allgemeinen Polizeirecht, S. 2 fest, daß die polizeilichen Generalklauseln mit § 14 Abs. 
1 PrPVG von 1931 und dem li. Teil, 17. Titel§ 10 ALR von 1794 auf eine Rechtstradi-
tion zurückblicken können, die ihresgleichen sucht. 

9 Kloepfer, UTR 1, S. 18; ders. , NuR 1987, 7. 
10 Breuer, JuS 1986, 359. 
11 Vgl. § 28 des Entwurfes eines Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesabfallgesetz- LAbfG), NW LT-Drs. 10/2613, S. 20 und die dortige Legaldefini-
tion des Begriffs "Altlasten". Zur verfassungsrechtlichen Beurteilung dieses Entwurfes 
einerseits Peine, NWVBI 1988, 193 ff.; andererseits Kloepfer I Follmann, DÖV 1988, 
573 ff. 

12 Vgl. die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung, S. 76 ff.; Storm, Stichwort: 
"Altlasten" in: HdUR Bd. 1, 1986, Sp. 80; Zeschmar-Lahl, Sachsland Altlasten, S. 4; 
ähnlich Sander, BauR 1986, 657; ferner Schink, DVBI1985, 1149 f. 

13 MinBI NW 1980, 769. 
14 Vgl. etwa Keune, MuA 1985, 384. 
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Problem darstellt. Dies wird deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, daß 
derzeit von einer Zahl von 42000 bis 4800016 Altablagerungen, resp. kontami-
nierten Standorten ausgegangen wird, von denen etwa 10% als sanierungsbe-
dürftig angesehen werden.17 Alleine für das Land Nordrhein-Westfalen wird 
die Anzahl der Altablagerungen mit 10500 angegeben.1s Die Sanierungsko-
sten werden insgesamt zwischen 15 und 20 Milliarden DM geschätzt. 19 Je nach 
angewandtem Verfahren betragen die Sanierungskosten für den kontaminier-
ten Boden bei "on-site" Behandlungzo bis zu DM 1000 pro Tonne, bei "in-situ" 
Behandlung21 bis zu DM 800 pro m3, bei Einkapselungsmaßnahmen bis zu 
DM 2000 pro m2.ZZ Alleine in Harnburg wurden bis 1984 für die Sanierung von 
24 kontaminierten Flächen von Unternehmen und aus öffentlichen Haushalts-
mitteln 68 Millionen DM aufgebracht.23 Für die Sanierung der Deponie 
Georgswerder hat das Land Harnburg ein Sofortprogramm im Umfang von 33 
Millionen DM aufgestellt.24 Angesichts dieser Zahlen wird verständlich, daß 
verschiedene Finanzierungsmodelle zum Aufbringen der erforderlichen Mittel 
im Gespräch sind25, da Verantwortliche oft nicht mehr existieren oder nicht 

15 Zu dieser Seite der Altlastensanierung vgl. etwa Stegmann, UTR 1, S. 1, (5 ff.) ; 
Barkowski I Günther I Hinz I Röchert, Altlasten - Handbuch zur Ermittlung und 
Abwehr von Gefahren durch kontaminierte Standorte, passim; Sander, BauR 1986, 
657, (658). 

16 Staupe, DVB11988, 606, (607). 
17 Breuer, NVwZ 1987,751, (752). Zur Anzahl der Standorte in den einzelnen Bun-

desländern Zeschmar-Lah/, Sachsland Altlasten, S. 5. 
1s NW LT-Drs. 1012613, S. 49. 
19 Stegmann, UTR 1, S. 1, (5); Wirsig, F.A.Z. Nr. 80188, S. 34. Zur Kostendimen-

sion vgl. etwa auch "Der Spiegel" 811988, S. 84, (85). In den USA schwanken die 
Kostenschätzungen für die Altlastensanierung zwischen 9 - 14, 5 Mrd. $ (Environmen-
tal Protection Agency- EPA) und 39 Mrd. $(General Accounting Office) . Das Office 
of Technology Assessment des Kongresses schätzt den Sanierungsaufwand in den näch-
sten 50 Jahren auf 100 Mrd. $,wobei von 10000 sanierungsbedürftigen Flächen ausge-
gangen wird; vgl. Hajen, ZfU 1986, 349, (354). 

2o Behandlung der ausgegrabenen kontaminierten Stoffe vor Ort durch thermische, 
chemische oder mikrobiologische Verfahren, näher Stegmann, UTR 1, S. 5; Bar-
kowski I Günther I Hinz I Röchert, Altlasten, S. 157 ff.; Wirsig, F.A.Z. Nr. 80188, S. 34. 

21 Physikalische, chemische oder biologische Behandlung der abgelagerten Materia-
lien im Boden selbst ("in situ"). Die Verfahrenskonzepte hierzu sind noch kaum oder 
nicht erprobt; vgl. Stegmann, UTR 1, S. 6; Barkowski I Günther I Hinz I Röchert, Alt-
lasten, S. 172 ff.; Wirsig, F.A.Z. Nr. 80188, S. 34. 

22 Näher Sander, BauR 1986, 657, (659). 
23 Hajen, ZfU 1986, 349, (351). 
24 Schink, DVB11985, 1149, (1150). 
25 Etwa der am 3. 11. 1986 zwischen dem Land Rheinland-Pfalz und verschiedenen 

Organisationen und Verbänden geschlossene "Grundlagenvertrag" über die Beteili-
gung an der Altlastensanierung, die in Nordrhein-Westfalen erwogene Einführung 
einer - für die Altlastensanierung zu verwendenden - Lizenzgebühr für Sonderabfall-
entsorger; hierzu Peine, NWVB11988, 193 ff. ; Kloepfer I Follmann, DÖV 1988, 573 ff. , 
der hamburgische Entwurf einer Zwecksteuer auf bestimmte chemische Grundstoffe; 
hierzu Brandt I Lange, UPR 1987, 11, (16 ff.). Vgl. auch die in verschiedenen Bundes-
ländern erwogenen Modelle einer Fondslösung. Hierzu Breuer, NVwZ 1987.751, (756 
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